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Kommt der deutsch-französische Motor der 
europäischen Integration wieder in Gang? 

Roland Sturm 
 
 
 
 
 
 
 
Eine Frage begleitet die europäische Integration 
seit ihren Anfängen. Peter Graf Kielmansegg um-
schrieb das bis heute ungeklärte Ziel, die Finalität 
des europäischen Zusammenwachses, mit der 
Formulierung „Wohin des Wegs, Europa ?“1. Die 
europäischen Verträge helfen nur begrenzt, will 
man dieses Rätsel lösen. In der Präambel des Lis-
sabon-Vertrags von 2009 wird von einer „immer 
engeren Union der Völker Europas, in der die 
Entscheidungen entsprechend dem Subsidiaritäts-
prinzip möglichst bürgernah getroffen werden“ 
gesprochen. Eine klare Aufgabenstellung ergibt 
sich aus dieser Formulierung nicht. Der Brexit 
und die vorausgehenden Verhandlungen des briti-
schen Premierministers David Cameron zeigten, 
dass sich hier Konfliktstoff verbirgt. Wer, wie die 
britische Regierung, die europäische Staatlichkeit 
ablehnt und die europäische Integration auf die 
Erweiterung des Binnenmarktes beschränken 
möchte, lehnt die pauschale Integrationsidee ab. 
Um Großbritannien in der EU zu halten, wurde 
Cameron2 bei nächster Gelegenheit eine Ände-
rung des Lissabon-Vertrages zugesagt, die fest-
schreiben sollte, dass die Formel von der immer 

engeren Union als Ziel der EU auf das Vereinigte 
Königreich nicht mehr zutrifft. Das Vereinigte 
Königreich erhielt darüber hinaus die Zusage, dass 
gegen seinen Willen der Londoner City keine Re-
gulierungseingriffe vorgeschrieben werden können 
und dass die EU eine Vertiefung und Entbürokra-
tisierung des Binnenmarktes anstrebt. Nationalen 
Parlamenten wurde ein suspensives Veto für die 
EU-Gesetzgebung in Aussicht gestellt. Wie wir 
heute wissen, haben diese Zugeständnisse den 
Brexit nicht verhindert.  

Wohin soll sich die EU also entwickeln? Pu-
tins Krieg hat 2022 das Entstehen der Europäi-
schen Politischen Gemeinschaft (EPG) provo-
ziert, als Abwehrpakt untereinander nicht immer 
einiger europäischer Staaten gegen die russische 
Aggression – eine Idee des französischen Präsi-
denten Emmanuel Macron. Für die EU ist eine 
Gemeinschaft von unabhängigen Nationalstaaten 
keine Alternative. Zu weit ist die europäische In-
tegration schon fortgeschritten – man denke unter 
vielen anderen Eckpfeilern von Staatlichkeit nur 
an die Gemeinschaftswährung Euro. Die EPG 
kann also nicht die Antwort auf die Finalitätsfrage 

Prof. i. R. Dr. Roland Sturm 
Friedrich-Alexander-Universität Erlangen-Nürnberg 
Institut für Politische Wissenschaft und 
GWP-Herausgeber 
 
 
 
 
 

 

http://www.budrich-journals.de/
https://doi.org/10.3224/gwp.v72i1.02



